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Das Themenfeld Bauen trägt wesentlich zum Klimawandel bei. Bisher wird versucht, mit Effizienz- und Konsis-
tenzmaßnahmen in Erstellung und Betrieb gegen eine weitere Aufheizung zu wirken. Die Nachhaltigkeitsstrategie 
der Suffizienz wird bisher kaum verfolgt, ein vor kurzem begonnenes Fallbeispiel zur Erhöhung von Wohnflä-
cheneffizienz wird nachfolgend dargelegt.  

Einleitung  
Der Untersuchungsgegenstand: Ein Wohnquartier mit 1091 
Wohneinheiten im Eigentum einer kommunalen Woh-
nungsgesellschaft. Dort wird aktuell untersucht, inwieweit 
die Wohnflächeneffizienz in dem Quartier erhöht werden 
kann. Anhand von diesem Beispiel soll ein Muster einer Un-
tersuchungsstruktur entwickelt werden, welche an zwei wei-
teren Fallbeispielen überprüft werden soll.   

Ausgangssituation Themenfeld Wohnen 
Obwohl man sich seit Jahrzehnten von der Gesetzgebung ja 
bemüht, die Rahmenbedingungen für das Themenfeld 
Bauen so zu setzen, dass die Energieverbräuche sinken 
müssten, ist das Verbrauchsniveau in Deutschland stabil ge-
blieben.  
Schon 1977 wurde unter Bundeskanzler Helmut Schmidt 
eine erste Wärmeschutzverordnung verabschiedet, in wel-
cher der Wärmedurchgang in Bauteilen und Wärmeverluste 
durch Undichtigkeiten begrenzt wurde (Wikipedia, 2019). 
Aus der Wärmeschutzverordnung wurde eine Energieein-
sparverordnung (EnEV), welcher 2020 das Gebäude-Ener-
giegesetz folgte. Die Anforderungen an Gebäude in Hin-
blick auf Energieverbrauch stieg mit jeder Novellierung und 
wird in wenigen Jahren für Neubauten den Standard des 
Nullenergiehauses für den Betrieb erreicht haben.  
So konnte seitdem der durchschnittliche theoretische Ver-
brauch von Wärmeenergie pro Quadratmeter Wohnfläche 
in Deutschland von 250 kWh/m2a auf ca. 100 kWh/m2a ge-
senkt werden. Da jedoch im annähernd gleichen Zeitraum 
die durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf sich von ca. 
28m2 (1972 waren es 26,4 m2 (DER SPIEGEL, 2016)) auf 47m2 
in 2020 erhöht hat, ist der Wärmeenergieverbrauch pro 
Kopf nicht gesunken. Damit hat die erste Wärmeschutzver-
ordnung es möglich gemacht, dass wir heute auf fast dop-
pelt so viel Wohnfläche leben, ohne mehr zu verbrauchen 
als damals, aber das eigentliche Ziel der Energieeinsparung 
krachend verfehlt.  
In den Verordnungen zum Wärme- und Energieschutz von 
Gebäuden werden ausschließlich die Nachhaltigkeitsstrate-
gien von Effizienz und (in den vergangenen Novellierungen) 
Konsistenz zugrunde gelegt. Die Suffizienz als eine den Ver-
brauch tatsächlich begrenzende Strategie wird an keiner 
Stelle verfolgt. 
Um nun die immer dringender werdenden Einsparungen 
auch im Themenfeld Wohnen zu erreichen, müssen unbe-

dingt – so die Auffassung des Verfassers – Suffizienzstrate-
gien verfolgt werden. Damit diese allerdings auch erfolg-
reich sein können, müssen die Gründe für die nichtsuffizi-
ente Entwicklung verstanden werden, um Potenziale unter-
suchen und quantifizieren zu können. Auf der Grundlage 
können hoffentlich attraktive Angebote an die Bewoh-
ner*innen gemacht werden, suffizienter = flächensparender 
zu wohnen. Verordnungen zur Suffizienz sind zurzeit nicht 
vorstellbar.  

Verständnis zur Entwicklung 
Welche Umstände haben zu der nahezu ununterbrochenen 
Zunahme von Wohnfläche pro Kopf in Deutschland ge-
führt? 
Insbesondere zwei Treiber haben den Trend befördert 

 Kleinere Haushalte 
In Deutschland besteht ein Trend zu Haushalten 
mit weniger Personen. Laut dem Umweltbundes-
amt lag der Anteil von Ein-Personenhaushalten 
2019 bei 39,7%, im Durchschnitt leben nur noch 
zwei Personen pro Haushalt. Die durchschnittliche 
Wohnfläche von Ein-Personen-Haushalten lag 
2018 schon bei 68m2; damit lag der Flächenver-
brauch der alleinlebenden Menschen um 44% 
über dem Durchschnitt der Bevölkerung in 
Deutschland. Bereits Zwei-Personen-Haushalte 
benötigen im Schnitt vergleichsweise wenige 
49m2 pro Person (Umweltbundesamt, 2020). 

 Alte Menschen in großen Wohnungen 
Die Daten des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) und des Statistischen Bun-
desamtes zeigen, dass viele ältere Menschen in 
den Wohnungen bleiben, in welchen sie früher 
viele Jahre mit mehr Bewohner*innen gelebt ha-
ben. Diese Entwicklung wird das empty-nest-Phä-
nomen genannt: Eltern ziehen nach dem Wegzug 
der Kinder oder auch Auszug/ Tod von Partnern 
selten in eine kleinere Bleibe. Besonders Eigentü-
mer bleiben gerne in der großen Familienwoh-
nung. Dazu kommt, dass erstens der Anteil älterer 
Wohneigentumsbesitzer in den letzten Jahren 
noch zugenommen hat auf 56% der über 65-jähri-
gen.  Und zweitens, dass die älteren Menschen 
nochmal überproportional groß wohnen: laut 
BBSR lebten die über 75-jährigen in Ein-Personen-
Haushalten 2010 schon auf üppigen 78 m² (Um-
weltbundesamt, 2020).  



Die Entwicklung macht deutlich, dass ein Gegensteuern 
dringend geboten ist. Denn Wohnfläche in Häusern muss 
nicht nur beheizt, mit Strom versorgt, renoviert und möb-
liert, sondern auch erschlossen werden. Das führt unverän-
dert zu hohem Ressourcenverbrauch und der entsprechen-
den Flächenversiegelung (Umweltbundesamt, 2020). 
Es stellt sich allerdings die Frage, ob die Menschen freiwillig 
in den großen oder zu groß gewordenen Wohnungen leben 
oder ob es kein Angebot beziehungsweise keine Anregung 
und Unterstützung beim Wechsel in eine besser passendere 
Wohnung gab? 
Die weiteren, grundlegenden und inneren fünf Barrieren 
von Konsument*innen hat Oliver Stengel 2011 näher be-
schrieben: 

 Barriere 1: Der Preis für den Verlust von empfun-
denen Selbstverständlichkeiten blockiert Lebens-
stilveränderungen. 

 Barriere 2: Das Konsumniveau entspricht in der Re-
gel dem Status von Menschen. Ein hohes Konsum-
niveau eines ressourcenlastigen Lebens „beweist“ 
Erfolg und Wohlstand.  

 Barriere 3: Solange „Alle“ so leben, gibt es keine 
Veranlassung, einen eigenen Lebensstil zu hinter-
fragen und korrigieren.  

 Barriere 4: Die Verantwortung für den klimaschä-
digenden Lebensstil wird zwischen Politik und 
Konsument*innen hin und her geschoben. Beide 
Seiten erwarten Signale, dass man handeln sollte. 

 Barriere 5: Der Kapitalismus lebt vom Mehr und 
muss für das Überleben zum Konsum verführen. 

 
Um die Barrieren überwinden zu wollen, um bereit zu sein, 
die von Oliver Stengel so genannten persönlichen Kosten 
zu „bezahlen“, braucht es Nutzen für die Menschen. Nahe-
liegende Vorteile von einem Wohnen auf weniger Fläche 
sind:  

 Reduktion der Wohnkosten, 
 Näherrücken an andere Menschen, 
 Verringerung von Einsamkeit, 
 Entlastung bei der Wohnungspflege.  

Diese Nutzen sind in der Kommunikation herauszustellen.  

Wege zur höheren Wohnflächeneffizienz 
Einerseits ist viel Platz natürlich eine Qualität, an verschie-
denen Orten in einer Wohnung sein zu können. Vielleicht 
auch ein extra Arbeitszimmer, ein Gäste- oder sogar ein Fit-
nesszimmer nutzen zu können. Doch führt eine höhere 
Wohnfläche pro Kopf logischerweise dazu, dass die Räume 
seltener genutzt werden – auch wenn diese Flächen durch-
gehend bezahlt, beheizt, instandgehalten werden müssen.  
Folgende Angebote könnten Anreize schaffen, sich in der 
Fläche zu verkleinern ohne sich räumlich einzuschränken: 

 Angebote an pfiffigen kleineren Wohnungen, die 
tatsächlich günstiger sind als das große bisherige 
Zuhause,  

 Angebot an zubuchbaren Räumen wie Gästezim-
mer, Arbeitszimmer, 

 Angebot an gemeinschaftlich zu nutzenden Räu-
men wie Fitness- oder Eventräume, 

 Hilfe zur Veränderung: von der Suche nach einer 
situationsgerechten kleineren Wohnung bis zum 
Umzug. 

Die oben aufgeführten Raumkonzepte werden im Rahmen 
von sogenannten Gemeinschaftlichen Wohnprojekten, die 
oft von privaten Wohngruppen entwickelt werden, ange-
boten. Doch bedarf es in solchen Initiativen ein hohes Ni-
veau von Gemeinschaftsenergie, und es stellt sich beim 
Auszug der Erstbewohner*innen heraus, dass der Gemein-
schaftsgeist in den Projekten oft von der motivierten Grün-
dergeneration gelebt hat. Oftmals verweisen die Gemein-
schaftsvorteile solcher Häuser im Laufe der Zeit.  

Fallstudie Berliner Viertel in Rüsselsheim  
Beteiligte: gewobau Rüsselsheim, Wuppertal Institut für 
Klima, Umwelt und Energie gGmbH, werk.um architekten als 
Forschungspartner. 
Anlass: Die gewobau hat im Rahmen einer internen Zu-
kunftswerkstatt nach Lösungsansätzen gesucht, um mehr 
Anfragen nach Wohnungen befriedigen zu können (als die 
in der Gesellschaft bewältigbaren 50 Neubauwohneinheiten 
pro Jahr) und eine Senkung der Quote von Neumietern, die 
nach weniger einem Jahr Mietzeit wieder ausziehen. Am 
Beispiel vom Berliner Viertel soll ein neues Modell von 
Wohnraumbewirtschaftung durchgeplant und gegebenen-
falls umgesetzt werden. 
 
 

 
Berliner Viertel in Rüsselsheim 

 
   



Frage: Ist es möglich, die Prinzipien zum Gemein-
schaftlichen Wohnen auf eine Quartiersebene zu über-
tragen, in der Hoffnung, für alle Mieter*innen in Quan-
tität und Qualität die optimalen Flächen und Wohnfor-
men und Wohnräume zur Verfügung zu stellen? 

Gliederung und Struktur der Bearbeitung 
In Kooperation mit der gewobau wurde die nachfolgende 
prinzipielle Struktur erarbeitet:  

 Identifikation von Quartieren/ Siedlungen 
Kriterien, die helfen, Potenziale einzuschätzen  

 Durchführung einer Mieterbefragung 
Generelle Bedarfserkundung und Interpretation 
von Ergebnissen  

 Untersuchung von Grundrissvarianten und Um-
zugsszenarien  
Welche Bestandsgebäude eignen sich für welche 
Umbauten? 

 Analyse von Kosten und Nutzen  
Aspekte einer Wirtschaftlichkeitsberechnung mit 
Kostenprognosen und Erlöschancen 

 Durchführung einer zweiten Mieterbefragung 
Konkrete Bedarfsanalyse auf Grundlage eines kon-
kreten Angebots 

 Herbeiführen von Entscheidungen der Beteiligten 
Aufführung von Notwendigkeiten, Abhängigkeiten, 
zu beachtenden Aspekten  

 Umsetzung = Change-Prozess 
Auflisten von Aktionen zur Begleitung des Prozes-
ses: Presseinformationen, Umzugsunterstützung, 
Umzugsfeste, …  

In der anschließenden Auswertung der Ergebnisse in Hin-
blick auf die Nachhaltigkeit wird untersucht: 

 Energetische Bilanz für Erstellung und Betrieb  
 Bilanz des Ressourcenverbrauchs  
 Bilanz vom Flächenverbrauch  
 Betriebswirtschaftliche Auswertung  

Das abschließende Fazit zeigt auf, ob und - wenn nicht - 
unter welchen voraussichtlichen Voraussetzungen, das Ziel 
der erhöhten Wohnflächeneffizienz erreicht werden kann. 

Erste Ergebnisse Berliner Viertel 
In diesem Fall wurde das Berliner Viertel nicht aufgrund im 
Vorfelde untersuchter Kriterien aus verschiedenen Quartie-
ren ausgewählt, sondern war der „Pilotfall“, an dem eine 
vorher ausgewählte Konzeption versucht wird. Möglicher-
weise werden die Erfahrungen, die im Berliner Viertel ge-
macht werden, dazu dienen, die Kriterienliste anzupassen.  

1. Durchführung einer Mieterbefragung 
Der Fragebogen wurde durch die gewobau vorbereitet, 
vom Wuppertal Institut in Hinsicht auf Informationen um 
Wohnflächeneffizienz ergänzt wurde.  
 

Im Findungsprozess wurde deutlich, dass  
 es Sinn macht, das Thema Fragebogen für nächste 

Quartiere zu vertiefen, 
 eine jeweils anzupassende Standard-Vorlage wei-

teren Projekten sehr dienlich sein könnte, 
 die Ergebnisse unbedingt auch in Hinblick auf die 

Verbesserung des Fragebogens ausgewertet wer-
den müssen. 

Es ist parallel in zwei Quartieren die Bewohnerschaft befragt 
worden. Der Rücklauf im Berliner Viertel betrug 86 verwert-
bare Fragebögen (von 1091 WE im Berliner Viertel) = 7,9%. 
Damit kann qualitativ weitergearbeitet werden, nur bedingt 
quantitativ.  
Die wichtigsten Ergebnisse für den zu prüfenden Umbau 
des Quartiers: 
Wohnungstauschbereitschaft 
Es besteht eine höhere Wohnungstauschbereitschaft als er-
wartet. Auch wenn diese nicht wie erhofft von Groß nach 
Klein besteht, sondern überwiegend in der gegenteiligen 
Richtung: 50% der Befragten ziehen einen Wohnungstausch 
in eine größere Wohnung in Betracht und nur 20% wollen 
sich verkleinern. 

Abbildung 1: Wohnungstauschbereitschaft gegen eine kleinere 
Wohnung 

Das Ergebnis motiviert jedoch die Forschenden und Archi-
tekt*innen, das Bedürfnis derer, die in eine größere Woh-
nung wollen, zu relativieren mit neuen Angeboten im Quar-
tier.  
Barrierefreiheit 
Die Barrierefreiheit hat in dem Quartier einen höheren Stel-
lenwert als vermutet. Für 24% der Befragten wäre Barriere-
freiheit ein Umzugsanlass. 

Abbildung 2: Barrierefreiheit als Grund für Wohnungstausch 

  

 



Gemeinschaftliches Wohnen 
Eine bisher in entsprechenden Quartieren sicherlich selten 
gestellte Frage, war, ob die Bewohner*innen Interesse an 
gemeinschaftlichen Wohnformen haben? Das Ergebnis hat 
sehr überrascht: 40% der Befragten sind an einer der abge-
fragten Formen des gemeinschaftlichen Wohnens interes-
siert.  

Abbildung 3: Interesse an gemeinschaftlichen Wohnformen 

Zubuchbare Räume 
Ein Angebot, das es schon vereinzelt in Wohnquartieren ge-
geben hat, das aber vermutlich noch nicht in der Konse-
quenz abgefragt wurde. Das Ergebnis hat die Fragenden je-
denfalls gefreut: über 40% haben Bedarf. 

Abbildung 4: Interesse an zubuchbaren Räumen 

 

Auf Basis dieser Ergebnisse werden nun verschiedene Sze-
narien skizziert, um festzulegen,  

 wie viele barrierefreie Wohnungen,  
 welche Formen des gemeinschaftlichen Wohnens 

in welcher Menge, 
 welche Art und in welcher Anzahl zubuchbarer 

Räume   
im Quartier angeboten werden sollten. 

2. Untersuchung von Grundrissvarianten und 
Umzugsszenarien  
Parallel zur Auswertung der Umfrageergebnisse wird der 
Bestand untersucht auf die wirtschaftliche Umbaubarkeit. 
Dabei wird geprüft,  

 welche Wohnungen sich eignen, um barrierefrei 
oder mindestens barrierearm werden zu können, 

 wie Wohnungen zusammengelegt werden kön-
nen für Großfamilien oder Clusterwohngemein-
schaften, 

 wo günstigerweise welche Angebote an zubuch-
baren Räumen platziert werden können. 

Auf der Grundlage wird eine erste räumliche Projektskizze 
erstellt in nachfolgender qualitativer Art: 

Abbildung 5: Umwandlung Zweispänner in Clusterwohnung 

3. Analyse von Kosten und Nutzen  
Um für alle Beteiligten nicht nur ökologische Nutzen zu ge-
nerieren, sondern auch ökonomische Vorteile zu schaffen, 
muss frühzeitig das Verhältnis von Aufwand und möglichen 
Gewinnen geprüft werden. Dazu werden die Baukosten für 
die Projektskizze geschätzt, und in Zusammenarbeit mit 
dem Institut für Nachhaltigkeits- und Immobilienmanage-
ment (INIM) und den Studierenden der HS Mittweida soll 
ein passendes Geschäfts- und Betriebsmodell entwickelt 
werden.  

4. Durchführung einer zweiten Mieterbefragung 
Sobald eine räumliche Plan- und Kostengrundlage vorliegt, 
wird die Bewohnerschaft ein weiteres Mal befragt: nun mit 
konkreten Plänen, mit Informationen zu Kosten, zu Ausstat-
tung der neuen Raumangebote, mit Erläuterung der Be-
triebskonzepte, um nach dem anfangs abstrakten Bedarf 
dieses Mal einen tatsächlichen Bedarf abzufragen.  

 

 

 

 



5. Herbeiführen von Entscheidungen der Beteilig-
ten 
Mit dem Ergebnis der zweiten Umfrage in der Mieterschaft 
kann dann die Planung vertieft werden. Dabei sollten fol-
gende Grundsätze beachten werden: 

 In 2-3 Abschnitten die Planung entwickeln. 
 Eine kritische Masse für die neuen Nutzungsmo-

delle nicht unterschreiten. 
 Fall-Back einplanen: Umbauten möglichst so pla-

nen, dass ohne viel Aufwand wieder zurückge-
baut werden kann. 

 Die Bewohnerschaft partizipativ einbinden in den 
Change-Prozess. 

6. Umsetzung = Change-Prozess 
Change-Prozesse sind immer aufregend. Besonders ver-
mutlich für die betroffene Bewohnerschaft.  
Um Sorgen über die Veränderungen gering zu halten, gilt 
es Vertrauen zu schaffen, dass alle auf den Weg „mitgenom-
men werden“, dass viel über Chancen und Nutzen infor-
miert wird, dass Unterstützung von Erläuterungen bis zum 
Umzug angeboten wird.  
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